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Zusätzliche allgemeine (ZVB), besondere (BVB) und ergänzende (EVB) Vertragsbedingungen 

(Fassung vom März 2020)

 
1.  Für Lieferungen und Leistungen gelten:

- VOL/B "Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen"
- die folgenden Zusätzlichen, Besonderen  und ergänzenden Vertragsbedingungen

2.  Zusätzliche Vertragsbedingungen

(1)    Liefer-, Zahlungs- und Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden nur dann Vertragsbestandteil,
 wenn sie ausdrücklich vereinbart werden und der VOL/B nicht widersprechen.

(2)    Die vereinbarten Preise sind Festpreise, es sei denn in der Leistungsbeschreibung wird eine abweichende
Vereinbarung gefordert. Sie beruhen auf der Verordnung PR 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen
vom 23.12.1953  in der jeweils geltenden Fassung.

 (3)     Es  gelten  die  in  der  Leistungsbeschreibung  bzw.  -  sofern  dort  nicht  gefordert  -  die  im  Angebot
angegebenen  Liefer-  und  Ausführungsfristen.  Der  Auftragnehmer  liefert  zu  dem  vereinbarten  Zeitpunkt
kostenfrei an die vom Auftraggeber bezeichnete Annahmestelle. Geräteausstattungen sind komplett anzuliefern.
Abweichungen  hiervon  und  Mengenteillieferungen  bedürfen  der  vorherigen  schriftlichen  Vereinbarung.
Verpackungsmaterialien,  die  mehrfach  verwendet  werden  können,  sind  vom  Auftragnehmer  unentgeltlich
zurückzunehmen. 

 (4)     Mit  der  Lieferung  frei  Verwendungsstelle  und  der  Annahme  der  Leistung  geht  die  Gefahr  einer
Beschädigung  oder  eines  zufälligen  Untergangs  auf  den  Auftraggeber  über,  §  447  BGB  findet  keine
Anwendung. Wird die Abnahme nicht schriftlich erklärt, so gilt sie mit der Schlusszahlung als bewirkt.

 (5)     Güteprüfung und  Lieferungen  von  Testgeräten  gelten  als  vereinbart,  wenn  sie  in  der
Leistungsbeschreibung gefordert werden.

 (6)    Im Anschluss an einen Vertrag können mit einer freihändigen Vergabe Mehrleistungen bis zu 20 v. H. der
im Vertrag festgelegten Mengen zu den im Vertrag festgelegten Einheitspreisen nachträglich vereinbart werden.

 (7)    Bei Fristüberschreitungen gilt eine Vertragsstrafe in Höhe gem. § 11 Nr.2 VOL/B als vereinbart.

 (8)    Für Mängelansprüche gilt die gesetzliche Gewährleistungsfrist des BGB von 2 Jahren und die Festle-
gungen gem. § 14 VOL/B. Gewährt der Auftragnehmer eine längere als die gesetzliche Gewährleistungsfrist, so
gilt diese als vereinbart. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit der Abnahme der Lieferung oder Leistung; sie
beginnt jeweils von neuem für die Teile der Lieferung oder Leistung, die durch mangelfreie ersetzt oder die
nachgebessert wurden, mit deren Abnahme.

 (9)   Treten während der Gewährleistungsfrist  Mängel auf,  die nicht vor Ort repariert werden  können, trägt
die  Kosten  für  den  Transport  der  Auftragnehmer,  sofern  nicht  Abweichendes  vorher  schriftlich  vereinbart
wurde.

(10) Die  Zahlungen erfolgen gem. § 17 VOL/B, jedoch wird abweichend von § 17 Nr.1 Satz 4 VOL/B aus-
nahmslos bargeldlose Zahlung vereinbart. Voraus- oder Abschlagszahlungen werden nicht geleistet, es sei denn,
sie werden vorher schriftlich vereinbart. Alle Zahlungsfristen laufen ab Rechnungseingang.

 (11)  Rechnungen,  Abschlagsrechnungen für  Vorauszahlungen und für Abschlagszahlungen sind durch den
Auftragnehmer  in  1-facher  Ausfertigung  einzureichen.  Jeder  Rechnung,  Schlussrechnung  oder  Teilschluss-
rechnung  hat  der  Auftragnehmer  Lieferscheine  und andere  Belege,  die  der  Auftraggeber  zur  Prüfung  und
Feststellung benötigt, im Original beizufügen.

 (12) Bei Zahlung innerhalb von 14 Tagen nach Eingang einer prüfbaren Rechnung wird ein Skonto von 2 v.H.
des  Rechnungsbetrages  abgezogen.  Das  gilt  nicht  bei  Leistungen,  bei  denen  aufgrund  gesetzlicher  Be-
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stimmungen  die  Gewährung  von  Skonto  ausgeschlossen  ist,  insbesondere  bei  preisgebundenen  Verlags-
erzeugnissen. Weitere Abweichungen sind schriftlich zu vereinbaren. Skonto wird von allen Zahlungen (einschl.
Zahlungen nach Zahlungsplan, Voraus-, Abschlags-, Schluss- und Teilzahlungen) abgezogen. 

(13) Sicherheitsleistungen - es gelten die in der Leistungsbeschreibung angegebenen Festlegungen.

(14) Jede Änderung, Ergänzung oder Abweichung des Vertrages bedarf der Schriftform (§ 126 BGB).

(15) Gerichtsstand ist Berlin

3.  Ergänzende Vertragsbedingungen für IT- Leistungen (EVB-IT) 

Speziell für Beschaffungen von IT - Leistungen gelten die EVB-IT in Verbindung mit den o.g. 
Vertragsbedingungen in der Fassung v. März 2016

4.  Besondere Vertragsbedingungen
    zu Tariftreue, Mindestentlohnung und Sozialversicherungsbeiträgen

4. 1. Verpflichtung zur Zahlung bestimmter Mindeststundenentgelte 
4. 1.1 Der  Auftragnehmer  verpflichtet  sich,  seinen  für  den  Auftrag  eingesetzten  Arbeitnehmerinnen  und

Arbeitnehmern während der Ausführung dieses Auftrags die folgend benannten Mindeststundenentgelte
zu zahlen: 
1.1.1 Es  sind  bei  der  Ausführung wenigstens  diejenigen  Entlohnungsregelungen einschließlich  des

Mindestentgelts  zu  gewähren,  die  nach  dem  Mindestlohngesetz,  einem  nach  dem
Tarifvertragsgesetz  mit  den  Wirkungen  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes  für
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes  oder  einer  nach  § 3a  des  Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes  erlassenen
Rechtsverordnung für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden. 

1.1.2 Es ist den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des
Auftrages  mindestens  das  Mindestentgelt  je  Zeitstunde  in  Höhe  von  12,50  Euro  brutto  zu
entrichten. 4.1.2 Treffen den Auftragnehmer die Verpflichtungen nach 1.1.1 und 1.1.2, so ist die
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer günstigste Regelung maßgeblich. 

4. 1.3 Die Verpflichtungen bestehen nicht, soweit die Leistungen im Ausland erbracht werden.

4. 2. Übertragung der Verpflichtung auf die eingesetzte Unterauftragnehmerkette
4.2.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften

zur Einhaltung der Verpflichtung nach der vorstehenden Nr. 1 zu verpflichten. 
4.2.2 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften zu

verpflichten,  mit  etwaigen  Unterauftragnehmern  eine  Vereinbarung  nach  2.1  zu  treffen,  so  dass  die
Einhaltung der Vorgaben für die gesamte Unterauftragnehmerkette sichergestellt ist.

4.2.3 Ein Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften ist zur Einhaltung der Vereinbarungen
nicht zu verpflichten, wenn 
4.2.3.1 der betreffende Unterauftrag vergaberechtsfrei ist im Sinne der §§ 107, 109, 116, 117, 137, 140

sowie 145 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen,

4.2.3.2 der Auftragnehmer bzw. der weitervergebende Unterauftragnehmer die Vertragsbedingungen des
Unterauftragnehmers anerkennen muss, um die Leistung erfüllen zu können,

4.2.3.3 der betreffende Unterauftrag im Fall einer Liefer- oder Dienstleistung den Wert von 10.000 Euro
(ohne  Umsatzsteuer)  oder  im  Fall  einer  Bauleistung  den  Wert  von  50.000  Euro  (ohne
Umsatzsteuer) unterschreitet.

4.2.4 Der Auftragnehmer hat über die Übertragung der Verpflichtung nach 2.1 und 2.2 bzw. über das Vorliegen
einer Ausnahme nach 2.3 auf Anforderung einen Nachweis zu erbringen. 

4.2.5 Verstößt  ein  Unterauftragnehmer  oder  Verleiher  von Arbeitskräften des  Auftragnehmers  gegen seine
nach 2.1 und 2.2 vereinbarten Verpflichtungen nach 1, so werden diese dem Auftragnehmer zugerechnet. 
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5. Besondere Vertragsbedingungen
    zur Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, 

den Auftrag gemäß der Leistungsbeschreibung ausschließlich mit Waren auszuführen, die nachweislich unter
bestmöglicher  Beachtung der  in  den  ILO-Kernarbeitsnormen festgelegten  Mindeststandards  gewonnen oder
hergestellt worden sind. Die Mindeststandards der ILO-Kernarbeitsnormen ergeben sich aus

1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930 (BGBl. 1956 II S. 641),
2. dem Übereinkommen Nr.  87  über  die  Vereinigungsfreiheit  und  den  Schutz  des  Vereinigungsrechtes

vom9. Juli 1948 (BGBl. 1956 II S. 2073),
3. dem Übereinkommen Nr.  98  über  die  Anwendung  der  Grundsätze  des  Vereinigungsrechtes  und des

Rechtes zu Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 1955 II S. 1123),
4. dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte

für gleichwertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 24),
5. dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 1959 II

S. 442),
6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958

(BGBl. 1961 II S. 98),
7. dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung vom 26. Juni

1973(BGBl. 1976 II S. 202) und
8. dem Übereinkommen Nr.  182  über  das  Verbot  und  unverzügliche  Maßnahmen  zur  Beseitigung  der

schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291).

Verstößt der Auftragnehmer oder einer seiner Nachunternehmer schuldhaft gegen die o.a. Verpflichtungen, ist 
zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer für jeden schuldhaften Verstoß regelmäßig eine 
Vertragsstrafe in Höhe von 1 v.H., bei mehreren Verstößen zusammen bis zur Höhe von 5 v.H. der 
Auftragssumme vereinbart. Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe auch für den Fall 
verpflichtet, dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen von diesem 
eingesetzten Nachunternehmer begangen wird.

Die schuldhafte Nichterfüllung der o.a. Verpflichtungen durch den Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer 
berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung.

Der Auftraggeber oder ein von im beauftragter Dritter darf zu Kontrollzwecken Einblick in die 
Entgeltabrechnungen der ausführenden Unternehmen, in die Unterlagen über die Abführung von Steuern und 
Beiträgen an in- und ausländische Sozialversicherungsträger, in die Unterlagen über die Abführung von 
Beiträgen an in- und ausländische Sozialkassen des Baugewerbes und in die zwischen den ausführenden 
Unternehmen abgeschlossenen Verträge nehmen. Die ausführenden Unternehmen haben ihre Beschäftigten auf 
die Möglichkeit solcher Kontrollen schriftlich hinzuweisen. Die ausführenden Unternehmen haben vollständige 
und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der o.a Unterlagen bereitzuhalten und auf Verlangen dem öffentlichen 
Auftraggeber vorzulegen.

6.  Besondere Vertragsbedingungen zur Frauenförderung

Der Auftragnehmende verpflichtet sich, 
 das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten. 
 je nach Anzahl der Beschäftigten gemäß § 3 Frauenförderverordnung (FFV) eine oder mehrere der in § 2

FFV aufgeführten Maßnahmen der Frauenförderung und/oder der Förderung der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie durchzuführen

 sicher zu stellen, dass zur Vertragserfüllung eingeschaltete Nachunternehmende sich nach Maßgabe des §
3 Frauenförderverordnung (FFV) zur Durchführung von Maßnahmen gemäß § 2 FFV und zur Einhaltung
der  Verpflichtungen nach §  4  FFV bereit  erklären.  Eine  Verletzung dieser  Verpflichtung durch  den
Nachunternehmenden wird dem Auftragnehmenden zugerechnet.
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Verstößt  der  Auftragnehmende  oder  einer  seiner  Nachunternehmenden  schuldhaft  gegen  die  o.a.
Verpflichtungen,  ist zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmenden für jeden schuldhaften Verstoß
regelmäßig eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 v.H., bei mehreren Verstößen zusammen bis zur Höhe von 5 v.H.
der Auftragssumme vereinbart. Der Auftragnehmende ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe auch für den Fall
verpflichtet, dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmenden oder einen von diesem
eingesetzten Nachunternehmenden begangen wird.

Die  schuldhafte  Nichterfüllung  der  o.a.  Verpflichtungen  durch  den  Auftragnehmenden  oder  seine
Nachunternehmenden berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung.

Der  Auftraggeber  oder  ein  von  im  beauftragter  Dritter  darf  zu  Kontrollzwecken  Einblick  in  die
Entgeltabrechnungen der ausführenden Unternehmen, in die Unterlagen über die Abführung von Steuern und
Beiträgen  an  in-  und  ausländische  Sozialversicherungsträger,  in  die  Unterlagen  über  die  Abführung  von
Beiträgen  an  in-  und  ausländische  Sozialkassen  des  Baugewerbes  und  in  die  zwischen  den  ausführenden
Unternehmen abgeschlossenen Verträge nehmen. Die ausführenden Unternehmen haben ihre Beschäftigten auf
die Möglichkeit solcher Kontrollen schriftlich hinzuweisen. Die ausführenden Unternehmen haben vollständige
und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der o.a. Unterlagen bereitzuhalten und auf Verlangen dem öffentlichen
Auftraggeber vorzulegen.

4


	Zusätzliche allgemeine (ZVB), besondere (BVB) und ergänzende (EVB) Vertragsbedingungen
	6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II S. 98),
	8. dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291).

